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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. Juni 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 

über die Seeschiffahrt 

Vom 10. Oktober 1994 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 29. Juni 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Sozialisti¬ 
schen Republik Vietnam über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 10. Oktober 1994 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 

über die Seeschiffahrt 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam - 

in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschiff¬ 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sozialistischen Republik Vietnam, die sich auf die Prinzi¬ 
pien der beiderseitigen Interessen und der Gleichbehandlung 
zwischen den beiden Ländern gründen, zu gewährleisten und in 
dem Wunsch, die freie internationale Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet soweit wie möglich zu verstärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden 
soll - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1. der Ausdruck »zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe¬ 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Sozialistischen Republik Vietnam das Ministerium 
für Verkehrs- und Transportwesen und die ihm nachgeord¬ 
neten Behörden; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei¬ 
fahrzeuge. Im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 
9, 10, 12, 13, 14 und 15 gilt als „Schiff einer Vertragspartei“ 
auch jedes Schiff unter der Flagge eines dritten Staates, das 
von einem Seeschiffahrtsuntemehmen einer der Vertragspar¬ 
teien eingesetzt wird; 

3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertragspar¬ 
tei“ ein Seeschiffe einsetzendes Beförderungsuntemehmen, 
das seinen Rrmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und von ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften als 
„Seeschiffahrtsuntemehmen“ anerkannt ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist; 

5. der Ausdruck „Passagiere“ die Personen, die auf dem Schiff 
einer Vertragspartei reisen und nicht angestellt beziehungs¬ 
weise mit irgendeiner Aufgabe an Bord dieses Schiffes betraut 
sind, und deren Name in der Passagieriiste des besagten 
Schiffes enthaften ist. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. Sie wer¬ 
den sich jeglicher Maßnahmen enthalten, die dem ungehinderten 


internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränkten Beteili¬ 
gung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Vertragsparteien 
an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen Außenhan¬ 
dels ausgetauschten Waren sowie am Seeverkehr zwischen ih¬ 
rem jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein könnten. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi¬ 
schen denVertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Das Recht von Seeschiffahrtsuntemehmen aus Drittländern 
sowie von Schiffen unter der Flagge eines Drittstaats, sich an der 
Beförderung der im bilateralen Außenhandel der beiden Vertrags¬ 
parteien ausgetauschten Waren zu beteiligen, wird durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 

(4) Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien 
befrachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche die Vertragspar¬ 
teien geschlossen haben und im besonderen nicht die Verpflich¬ 
tungen, die sich für die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer 
Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter¬ 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute, über den Transport gefährlicher Güter 
und über den Meeresumweltschutz zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Jede Vertragspartei unterläßt jegliche diskriminierenden Hand¬ 
lungen gegenüber Schiffen und Besatzungsmitgiiedem der ande¬ 
ren Vertragspartei im Seeverkehr zwischen beiden Ländern. 

Artikel 5 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen¬ 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande¬ 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 

(2) Die in Absatz 1 erwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich auch 
auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen beider Vertrags¬ 
parteien auf Zugang zur Ausübung von kommerziellen Tätigkeiten 
entsprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen Ver¬ 
tragspartei gelten. 

Artikel 6 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsuntemehmen der 
anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen aus Dienstleistun- 


3520 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil II 


gen der Seeschiffahrt im Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei 
für Zahlungen im Zusammenhang mit der Schiffahrt zu verwenden 
oder sie in frei konvertierbarer Währung ins Ausland zu transfe¬ 
rieren. Der Transfer soll auf der Grundlage des amtlichen Wech¬ 
selkurses und innerhalb der üblichen Frist vorgenommen werden. 
Alle Zahlungen und Transfers werden in Übereinstimmung mit 
den Gesetzen und Verordnungen durchgeführt, die in den Gebie¬ 
ten der jeweiligen Vertragspartei Anwendung finden. 

Artikel 7 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif¬ 
ten der Vertragsparteien über 

1. das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Küsten- 
schiffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere Dienste, die 
den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen Unternehmen 
sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; es handelt sich 
jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer Ver¬ 
tragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei fährt, 
um aus einem Drittland beförderte Güter und Fahrgäste zu 
löschen beziehungsweise auszuschiffen oder Güter und Fahr¬ 
gäste zur Beförderung in ein Drittland an Bord zu nehmen; 

2. die Lotsenannahmepflicht für Schiffe; 

3. Schiffe, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahrneh¬ 
men; 

4. Meeresforschungsaktivitäten; 

5. das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Hoheitsge- 
wässem; 

6. die Rechte beider Vertragsparteien, Maßnahmen zum Schutz 
ihrer Sicherheit und der öffentlichen Gesundheit oder zur 
Verhütung von Krankheiten und Seuchen bei Tieren oder 
Pflanzen zu ergreifen. 

Artikel 8 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Schiffe des Seeschiffahrtsunternehmens oder der See- 
schiffahrtsuntemehmen jeder Vertragspartei unterliegen, solange 
sie sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befinden, 
deren Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften über das Ein- 
und Auslaufen der im internationalen Seeverkehr eingesetzten 
Schiffe in ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb 
und die Führung solcher Schiffe. 

(3) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von Gütern 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge¬ 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, Steuern und 
Quarantäne, einhalten. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde¬ 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich¬ 
tungen zu erleichtern. 

Artikel 10 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi¬ 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an¬ 
erkannt. 


(2) Schiffe, die einen amtlich ausgestellten Meßbrief einer Ver¬ 
tragspartei vorweisen, sind von einer erneuten Vermessung in 
den Häfen der anderen Vertragspartei befreit. Bei der Berechnung 
der Hafenabgabe werden diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikel 11 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku¬ 
mente und Patente an und gewährt den Inhabern dieser Doku¬ 
mente die in Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und für die Sozialistische Republik Vietnam der Reisepaß 
oder das Seefahrtsbuch. 

Artikel 12 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgiiedem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 11 genannten Reisedokumente sind, während der Liege¬ 
zeit des Schiffes in einem ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgenehmi¬ 
gung vor der Einreise (Visum) in Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften an Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. Erforderlich ist in diesen Fällen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Sozialistischen Republik Vietnam ein 
Landgangsausweis. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti¬ 
kel 11 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum) durch das Ho¬ 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei durchreisen, um sich zum 
Zweck seiner Heimschaffung oder aus einem anderen, von den 
zuständigen Behörden der anderen Vertragspartei als triftig aner¬ 
kannten Grund auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu 
begeben. Die betreffende Aufenthaltsgenehmigung (Visum) ist in 
möglichst kurzer Zeit zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags¬ 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Per¬ 
sonen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 11 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi¬ 
tän und die Besatzungsmitgiieder der Schiffe dieser Vertragspar¬ 
tei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland gelten¬ 
den einschlägigen Gesetze und sonstigen Vorschriften miteinan¬ 
der in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthalt und die Ausreise von Ausländem unberührt. 

Artikel 13 

(1) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine Ha¬ 
varie, läuft es auf Grund oder gerät es in sonstiger Weise in 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den Besatzungsmitgiiedem, den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 
Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen¬ 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse voriiegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder aufgegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags¬ 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 
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(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen oder 
Steuern, denen Ladung, Ausrüstung, Materialien, Vorräte und 
anderes Schiffszubehör unterliegen, ab, sofern diese Gegenstän¬ 
de im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei weder gebraucht 
noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti¬ 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor¬ 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 


Artikel 14 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge¬ 
währleisten, wird ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß gebil¬ 
det, der aus den Seeschiffahrtsverwattungen und den von den 
Vertragsparteien benannten Sachverständigen besteht. 

(2) Dieser Ausschuß behandelt Fragen von gemeinsamen In¬ 
teresse, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsuntemehmen und der Schif¬ 
fe der Vertragsparteien, die im Seeverkehr zwischen den Ver¬ 
tragsparteien beschäftigt sind; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungsge¬ 
mäße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschiffahrts¬ 
untemehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemeh¬ 
men und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragsparteien; 

- der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 


(3) Der Gemischte Seeschiffahrtsausschuß tritt auf Antrag einer 
der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung dieses 
Antrags zusammen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Grundsätze des 
beiderseitigen Vorteils und der nichtdiskriminierenden Behand¬ 
lung der Seeschiffahrtsuntemehmen und Schiffe beider Vertrags¬ 
parteien zu beachten. 

Artikel 15 

Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder, alle mög¬ 
lichen Formen der Zusammenarbeit zu suchen und zu ent¬ 
wickeln. 

Artikel 16 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Ver¬ 
tragsparteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab¬ 
kommen erfüllt sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des 
Eingangs der letzten Notifikation angesehen. 

Artikel 17 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von fünf Jahren 
geschlossen. Es verlängert sich jeweils stillschweigend um weite¬ 
re fünf Jahre, sofern es nicht von einer der Vertragsparteien 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der jeweiligen Geltungs¬ 
dauer schriftlich gekündigt wird. 

(2) Dieses Abkommen kann jederzeit im gegenseitigen Einver¬ 
nehmen geändert werden. 


Geschehen zu Bonn am 29. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und vietnamesischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Kinkel 

Wissmann 


Für die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 
Ngvyen Mauh Cam 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt 

Vom 17. Oktober 1994 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Kiew am 10. Juni 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 17. Oktober 1994 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt 

Yrofla 

Mi* ypnflOM 0 eflepaTMBHOi Pecnyöni km HiMenMUHa 

i ypnflOM yKpalHM 
npo MopcbKe cyflHonnaBCTBO 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und die Regierung der Ukraine - 

in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschiff¬ 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine, die sich auf das beiderseitige Interesse dieser 
Länder und die Freiheit ihres Außenhandels gründen, zu gewähr¬ 
leisten und die internationale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
soweit wie möglich zu verstärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden 
soll - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1. der Ausdruck „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe¬ 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Ukraine das Ministerium für Verkehr; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei¬ 
fahrzeuge. im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 
9, 10,12,13 und 14 gilt als „Schiff einer Vertragspartei“ auch 
jedes Schiff unter der Flagge eines dritten Staates, das von 
einem Seeschiffahrtsunternehmen einer der Vertragsparteien 
eingesetzt wird; 

3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspar¬ 
tei“ ein Seeschiffe einsetzendes BefÖrderungsuntemehmen, 
das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und von ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften als 
„Seeschiffahrtsunternehmen“ anerkannt ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist. 

Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. Sie wer- 


yp«A Pecnyöni kh HiMBHMMHa 

i yprtfl yxpatHM 

npamynM 3 aÖe 3 neMMTM rapMOHi hhmm po 3 bhtok Bi ahochh Mi* 
4 >eflepaTvtBHOK> Pecnyöni kok> HiMeMHMHa i VxpaiHOK) y rany 3 i 
MopcbKoro cyflHonnaecTBa, ujo MaiOTb öaayBaTMcn Ha 
oöoninbHift 3 ai 4 ixaBneHO<rri qnx xpam i cboÖoa'i Ix 3 OBHiuiHb 0 i 
Toprieni, Ta nxoMora 3 MIL 4 HWTM MixcHapoflHe cniepoÖiTHmjTBO b 
M'im rany 3 i, 

y p 03 yMiH«i Toro, u\o A BOCT °P° HHi ^ oömIh TOBapaMM Mae 
cynpoBOA*yBaTMCR ßieBMM oöMiHOM nocnyraMM, 


AOmobmhmcr npo Taxe: 

CTarra 1 

BM3HaHÖHHR nOHDTb 

y yrofli MaeTbcn «a yßa3i 

1. niß noHRTTRM “KOMneTeHTHa ycTawoßa MopcbKoro 
TpaHcnopTy" 

а) y OeflepaTHBHiw Pecnyöniiji HiMesHMHa - MiHicTepCTBo 
TpaHcnopTy Ta niAnerni MOMy ycraHOBw, 

б) b yxpaiHt - MiHicTepCTBo TpaHcnopTy; 

2. niß noHRTTRM *cyAHO floroBipnoT Ctopohm* ko*hb cyflHO, 
Rxe nnaBae y BißnoeiAHOCTi pp npaBOBttx HopM qieT 
floroBipHoi Ctopohm niA TT npanopoM i 3aneceHe ao peecTpy 
BificbKOBHx Ta pMöonoBeijbKMx cyfleH. 3 ornnAy Ha 
3acTOcyBaHHB CTaTeü 2, 5, 8, 9,10, 12, 13 i 14 niA "cyAHOM 
floroeipnoT Ctopohm" MaeTbcn Ha ysa3i Taxo* xo*He cyAHo 
niA npanopoM TpeTbol a^P* 30 * 1 » * Ke bhxopmctOB ycTbcn 
ycTaHOBOio MopcbKoro TpaHcnopTy oah»€T 3 floroeipHMx 
CTOpiH; 

3. ni a noHRTTHM “ycTaHOBa MopcbKoro TpaHcnopTy floroßipHoi 
Ctopohm" TpaHcnopTHe niAnpweMCTBO, KOTpe BMxopMCToeye 
MopcbKi cyAHa, Mae csoe nocriMwe po3TatuyBaHH« Ha 
TepMTopii ipel floroeipHoi Ctopohm i BH3HaerbCR y 
BiAnoBiAHOCTi a° fi »pmammhmx hopm bk “ycTaHOBa 
Mopcwcoro TpaHcnopTy"; 

4. nifl noHflTTRM "snen exina*y" xaniTaH i öyAb-axa ocoöa, 
xoTpa BMKOHye niA pency aaBAaHH» aöo cny*6y Ha 
ÖopTy cyAHa i huc npi3BMute aaHecene ao cyaoboT poni. 

CTarrn 2 
CaoöoAa pyxy 

1. flOtOBipHi CTOpOHM nOrOfl*yK)TbCH CnpMRTM P03BMTK0BI 

Mopcbxoro cyAHonnaBCTBa Mi* oÖOMa cboimm xpamaMM. Böhm 
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den sich jeglicher Maßnahmen enthalten, die dem ungehinderten 
internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränkten Beteili¬ 
gung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Vertragsparteien 
an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen Außenhan¬ 
dels ausgetauschten Güter sowie am Seeverkehr zwischen ihrem 
jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein könnte. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi¬ 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsunternehmen aus Drittländern sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän¬ 
kung an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen¬ 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Güter beteiligen. 
Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien be¬ 
frachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche die Vertragspar¬ 
teien geschlossen haben, vor allem aus dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 6. April 1974 über einen Verhaltenskodex 
für Linienkonferenzen und im besonderen nicht die Verpflichtun¬ 
gen, die sich für die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mit¬ 
gliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Praktische Einzelheiten, die sich aus der Durchführung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonferen¬ 
zen ergeben, sind durch die am bilateralen Verkehr beteiligten 
Seeschiffahrtsuntemehmen, die der betreffenden Linienkonferenz 
angehören, zu regeln. 

(3) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter¬ 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute, über den Transport gefährlicher Güter 
und über den Meeresumweltschutz zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung 
des Seeschtffahrtsuntemehmens 

Beide Vertragsparteien unterlassen im internationalen Seever¬ 
kehr diskriminierende Handlungen jeder Art, die zu einer Benach¬ 
teiligung der Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertragspartei 
führen oder die freie Auswahl der Seeschifffahrtsuntemehmen 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs beeinträchti¬ 
gen könnten. 

Artikel 5 
Regelungen 

in den Häfen und Hoheitsgewässem 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen¬ 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande¬ 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 

(2) Die in Absatz 1 erwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich auch 
auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen beider Vertrags¬ 
parteien auf Zugang zur Ausübung und Nutzung von Agenturlei¬ 
stungen entsprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen 
Vertragspartei gelten. 


yTpMMytOTbcn BiflöyAb-flKoro 3axoAy, kotpmm Mir 6 m aaujKOßMTM 
6e3ÖOpOHHMM MittHapOßHMM MOpCbKMM nepeBe36HHflM, a TaKOK 
HeoÖMe>K6H i m ynacTi n ißnpMCMCTB MopcbKoro TpaHcnopTy oöox 
floroßipHMx CTopiH y nepeB63eHHi BaHTa*ie y paMKax 
ABOCTOpOHHbOl 30BH iliiHbO? TOpriß/ll Ta MOpCbKMM 
nepeee3eHHBM Mi* ixhimm xpamaMM Ta tpotimm flep*asaMM. 

2. CyflHa ko*hoi floroßipHoT Ctopohm MaiOTb npaBO 
3AiMcwtoBaTM pencM Mi* nopTaMM OÖOX floroßipHMx CTopiH, 
BiflKpMTMMM M i*HapOßHOrO TOprOBe/lbHOrO TpaHcnopTy, Ta 
nep0B03MTM naca*MpiB i BaHTa*i bk noMi* A B0Ma 
florOBipHMMM CTOpOHaMM, Tax i nOMi* KO*HOtO i3 floroeipHMX 
CTopiH i TpeTiMM KpaiHaMM. 

3. niflnpMCMCTBa MopcbKoro TpaHcnopTy TpeTix xpam, a 
Taxo* cyßHa niß npanopOM TpeTboI flep*aßn MO*yTb 6e3 
oöMe*eHb öpaTM ynacTb y nepeee3eHH i eaHTa* I b y paMKax 
ABOCTOpOHHbO? TOpriB/li Ml* flOrOBipHMMM CTOpOHaMM. 
3acJ)paxTOBaH i n i AnpMCMCTBaMM MopcbKoro TpaHcnopTy 
AoroßipHMx CTopm cy^Ha KopMCTyioTbcn tmmm * ninwaMM, U40 
m Ti, BKi n/iaßaiOTb nifl npanopOM oflHieT 3 floroBipHMx 
CTopiH. 

Ct0tth 3 

Mi*HapOAHl 30ÖOB ”f«3aHHfl 

1. L|H Vropß He CTOCyETbCfl 3060B*R3aHb, U40 BMnnMBaiOTb 3 
iHUJMX Mi*HapOßHMx yrofl, yxnaAeHMx floroeipHMMM 
CTOpOHaMM, nepefl yciM 3 KoHBeHqiT 06"£AHaHMx Harbin Bifl 6 
kbi'thb 1974 poxy npo koabkc noßefliHKM y niHiMHMX 
KOHCpepeHl^iHX, i, 30KpeMa, TMX 30ÖOB"a3aHb, U40 BMnnMBaiOTb 
An« OeAepaTMBHOi PecnyöniKM HiMenMMHa 3 TT HneHCTBa y 
EeponeMCbKOMy Cn i BTOBapMCTB i. 

2. ripaKTMHH i nOAPOÖMqi, 1140 BMnnMBaiOTb 3 BMKOHaHHB 
Kohbbhlvi npo koaökc noBBAiHKM y niHiMHMX KOHCpepeHLiiax, 
MaiOTb perynioBaTMcn n iAnpMEMCTBaMM MopcbKoro TpaHcnopTy, 
KOTpi öepyTb ynacTb y A BO CT°P° HH i x nepeeeseHHnx, i 
Hane*aTb ao b iAnoBi ahmx niHiMHMX KOHcpepeHL4i m . 

3. 06mab i floroßipHi Ctopohm npamyTMMyTb paTMrfciKyßaTM 
BiAnoBiAHi Mi*napOAHi kohbohaI? npo Öeanexy cyA©H, ripo 
coi4ianbHi yMOBM mopbkib, npo nepeseseHH* Heöe3neHHMX 
BaHTa*iß Ta npo 3axMCT MopcbKoro HaBKinna. 

CTarra 4 

yHMKH0HHB ßMCKpMM 
n i AnpMCMCTBa MopcbKoro TpaHcnopTy 

Oömabi ßoroßipHi Ctopohm ne 3acTocoByeaTMMyTb y 
Mi*Hap0AH0My MOpCbKOMy cyAHonnascTsi A^KpiMiHauiMHMx 
Aim öyAbrRKoro xapaxTepy, KOTpi 3aninanM 6 iHTepecM 
MopcbKoro cyAHonnaecTBa ihujoI Ctopohm a6o mothm 6 
3aujK0AMTM einbHOMy BMÖopy ni AnpMCMCTBa MopcbKoro 
TpaHcnopTy ecynepen npMHUMnaM einbHOi KOHKypeHL^iT. 

CTarrn 5 

PeatMMM 

y nopTax i TepMTop ianbHMx boaöx 

1. Ko*wa floroBipna CTopona 3a6e3nesye cyAnaM ihujoT flo- 
roeipHoT Ctopohm y cboTx nopTax, TepMTOp ianbHMx boabx Ta 
iHUJMX niAnernMx TT lopMCAMKqiT boaommbx Ha ochobi 
B3a£MH0CTi TaKe * CTaBneHHB, bk i ao enacHMX cy a©h, 1140 
ÖepyTb ynacTb y m i*HapOAHMx nepeBe36HHBX, 30KpeMa niA nac 
3axoAy AO nopTy, nepeöyeaHHB TaM i BMxoAy 3 nopTy, y 
BMKOpMCTaHHi nopTOBMX cnopyA A^ fl eaHTa*HMX i 
naca*MpcbKMx nepeBeseHb, a TaKo* y Aocryni ao ßcix nocnyr 
Ta Ihujmx icHytOHMx 3aKnaAiB. 

2. 3raABHa y nyHKTi 1 B33CMH icTb po3noBCK)A*y£Tbcq Taxo* 
Ha npaeo ni AnpMCMCTBa MopcbKoro TpaHcnopTy oöox 
floroßipHMx CTopiH Ha AOCTyn AO 3AiMCH6HHB Ta BMKOpMCTaHHB 
aremrcbKMx nocnyr y b iAnoB i ahoct i ao 33 koh i a, mmhhmx 3 öoxy 
KOMHO'i flOTOB ipHOI CTOPOHM. 
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Artikel 6 
Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsuntemehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen aus Dienstlei¬ 
stungen der Seeschiffahrt im Hoheitsgebiet der ersten Vertrags¬ 
partei für Zahlungen im Zusammenhang mit der Schiffahrt zu 
verwenden oder sie in frei konvertierbarer Währung ins Ausland 
zu transferieren. Der Transfer soll auf der Grundlage des amtli¬ 
chen Wechselkurses und innerhalb der üblichen Frist vorgenom¬ 
men werden. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich dieses Abkommens 
ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif¬ 
ten der Vertragsparteien über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Kü¬ 
stenschiffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere 
Dienste, die den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen 
Unternehmen sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; 
es handelt sich jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein 
Schiff einer Vertragspartei zwischen Häfen der anderen 
Vertragspartei fährt, um aus einem Drittland beförderte 
Güter und Fahrgäste zu löschen beziehungsweise auszu¬ 
schiffen oder Güter und Fahrgäste zur Beförderung in ein 
Drittland an Bord zu nehmen; 

b) die Lotsenannahmepflicht für Schiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahr¬ 
nehmen; 

d) Meeresforschungsaktivitäten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Ho- 
heitsgewässem. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Schiffe der Seeschiffahrtsuntemehmen jeder Vertrags¬ 
partei unterliegen, solange sie sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, deren Gesetzen und sonstigen Rechts¬ 
vorschriften über das Ein- und Auslaufen der im internationalen 
Seeverkehr eingesetzten Schiffe in ihr oder aus ihrem Hoheitsge¬ 
biet sowie über den Betrieb und die Führung solcher Schiffe. 

(3) Fahrgäste, Besatzungsmügiieder und Versender von Gutem 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge¬ 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, Steuern und 
Quarantäne, einhatten. 


Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde¬ 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich¬ 
tungen zu erleichtern. 


CTarra 6 

Cboöoa© nepepaxyBaHb 

Koxcwa floroBipna CTOpona 3a6e3nesye nißnpM£MCTBaM 
MopcbKoro TpaHcnopTy ihujoT floroBipnoI Ctopohm npaao 
33 ct ocoßy b3th ßoxoflM ß\f\ nocnyr MopcbKoro TpancnopTy y 
TepwTopia/ibHMX BO^ax nepuioT floroBipHo! Ctopohm ati* 
nnaTexue, noB"«3aHMx i3 cyflHonnaBCTBOM aöo 
nepepaxoBy&aTM Tx y BinbHo KOHBepTOsaHiM saniOTi 3a kopaoh. 
flepepaxoByBaHHfl Ma>OTb 3 a iHCHiOBaTMcn 3a oc^iqiMHMM 
oÖmIhhmm KypcOM i y 3 bmhhmm TepMin. 

CraTT« 7 

rany3i, BMttmoNOHi 3i crpepa 
sacTocyBaHHn Ale? yroA* 

L|n yroAa He 3anina£ hmhhmx »opmahhhmx HOpM ko*hoT i3 
floroBipHMX CTOpiH utOAo: 

a) nepeBcDKHoro npasa B/iacHoro npanopy ajih HaqioHanbHoro 
KaöoTsoKHoro cyAHonnaBCTBa, pnTyBa/ibHoT, öyKCMpHoi, 
no 4 MaHCbKoT Ta inuiMx c/iyxcö, KOTpi nepeAöaseHi a*™ » 
BiiacHMx niAnpM£MCTB MopcbKoro TpaHcnopTy hm Ihujmx aöo 
rpoMaA^w; npoTe npo npMöepewHe cyAHonnaBCTBo He 
MA©TbCfl, «kujo cyAHO oahie! 3 aotobIphmx CTopiH 3fliMCHK>e 
peüc noMi* nopTaMM floroBipHo? Ctopohm, U 40 Ö bmcbahtm 
naca>KMpiB aöo BMeaHTaxcMTM hm b3bth Ha öopT aöo 
nep6B63TM BBHTa>K HM nacaXCMpiB TpÖTbOi KpaiHM: 

Ö) 30Ö0B"H3aHHB p/m cyA©H öpaTM Ha ÖopT /ioi4MaHa: 

B) TpaHCHOpTHMX 3aC0ÖiB, KOTpi BMKOHyiOTb aaBAaHHH 
A©px<aBHOi cnyxcöM: 

r) MopcbKMX po3&iAyBa/ibHMX poöiT; 

A) nepeßaxcHoro npaea bmm i ptoBBHHH MopcbKMX r/iMÖMH y Tepn- 
TopianbHMX BOflax 

CTarrn 8 

AOTpMMaHHfl lOpMAMHHMX HOpM 
iHtiioi floroBipHoi Ctopohm b IT TepMTopia/ibHMX BOAax 

1. CyAHa KOJKHOi floroBipHo! Ctopohm, a tskoxc TxhI exinaxci, 
nacaxcMpM Ta sam-aari niAnaAaiOTb y TepMTop ia/ibHMX BOflax 
iHiuoT floroBipnoI Ctopohm nifl a i*o hmhhmx tsm iopmamhhmx 
HO pM. 

2. CyAHa niAnpHCMCTB MopcbKoro TpaHcnopTy koxchoT i3 flo- 
roBipHMx CTopiH, nepeÖyeatoHM y TepMTop ia/ibHMX BOAax iHiuot 
floroBipHo! Ctopohm, niAnaAa»OTb niA A j| © hmhhmx tsm 3aK0Hie i 
iHuiMX npaeoBMx HOpM npo 3axiA y Ti TepMTopia/ibHi boam Ta 
BMxiA 3 hmx, a TaKOK npo eKcn/iyaTauiK) Ta KepyßaHHa cyßnaMM, 
IAO öepyTb ynacTb y Mi>KHapoAHMx nepeee3eHHnx. 

3. llacaxcMpM, h/ighm eKinawy Ta BiAnpaBHMKM BaHTaxdB 
MycnTb A° T P MM y Ba ™ c * HMHHMX y T6pMTOp ia/ibHMX BOflaX 
KOXCHOl 13 floroBipHMX CTopiH 3BKOHiB TS iHUIMX lOpMAMHHMX 
HOpM iaoao B"i3Ay., nepeöysaHHn, Ta BMi3Ay nacaxcMpie i 
BKinaxiB, a tbkom BBia Ta CKnaAy©aHHa TOBapiB, 30Kp©Ma 
npaBM/t ocpopMneHHR 3BinbH6HHH Ha öeper, iMirpaqü, mmthmx, 
noAaTKOBMx Ta KapaHTMHHMx npaBMn. 


CTarra 9 

3 axoAM 3 M6T010 no/ieriueHHa MopcbKoro cyAHonnaBCTBa 

florosipHi Ctopohm BxcMByTb y Mexcax cboix aanoHiß i npaeM/i 
nopTOBoro po3nopRA K Y ©cix HeoÖxiAHMX 3axoA<B 3 MeTOK) 
nonenueHHn i po3BMTKy MopcbKMX nepeB63eHb, yHMKHOHHn 
33MBMX 3BTpMMOK CTOHHKM CyA©H Ta, 3a 3MOrOK), HpMCKOpeHHH \ 
CnpOUteHHH MMTHMX Ta IHUJMX nopTOBMX (JXJpManbHOCTeM, a 
Taxoxc nonermeHHfl BMKopMCTaHHa icnyiOHMx ohmchmx 
ycTaTKyßaHb. 
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Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Meßbriefen 
und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi¬ 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an¬ 
erkannt. 

(2) Schiffe, die einen amtlich ausgestellten Meßbrief einer Ver¬ 
tragspartei vorweisen, sind von einer erneuten Vermessung in 
den Häfen der anderen Vertragspartei befreit. Bei der Berechnung 
der Hafenabgabe werden diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikel 11 

Reisedokumente für Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku¬ 
mente an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land der Reisepaß oder das Seefahrtsbuch und für die Ukraine 
der Personalausweis für Seeleute gemäß Artikel 4 des ILO-Über¬ 
einkommens 108. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise 

und Aufenthalt von Besatzungen!itgiiedem 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 11 genannten Reisedokumente sind, während der Liege¬ 
zeit des Schiffes in einem ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgenehmi¬ 
gung vor der Einreise (Visum) in Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften an Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. 

Erforderlich ist in diesen Fällen 

- in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsausweis, 

- in der Ukraine ein befristeter Passierschein. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Artikel 
11 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung einer Auf¬ 
enthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum) durch das Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei in folgenden Fällen durchrei¬ 
sen: 

- zum Zweck seiner Heimschaffung, 

- um sich auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben 
oder 

- aus einem anderen, von den zuständigen Behörden der ande¬ 
ren Vertragspartei als triftig anerkannten Grund; die betreffen¬ 
de Aufenthaltsgenehmigung (Visum) ist in möglichst kurzer Zeit 
zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags¬ 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Per¬ 
sonen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 11 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi¬ 
tän und die Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Vertragspar¬ 
tei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland gelten- 


Crarra 10 

B38£MHe BM3H8HHB OÖMipHMX nOCBlflHOHb 
Ta iHKUMX CyßHOBMX ßOKyMOHTlB 

1. BwroToaneHi oßHieio 3 ßoroeipHMx CtopIh BM3HaHi y 
b iflnoBi ahoct i pp MixcHapoßHMx KOHB8HL41H BißnoBiAHi flOKy- 
mbhtm, u\o nepeöyBaioTb Ha öopTy cy/yta ijieT floroeipnoi 
CTOpOHW, BM3HatOTbCfl TaKOK iHLUOtO flOTOBipHOK) CTOpOHOK). 

2. CyßHa oflHieT 3 ßoroeipHHX CTopiH, 1140 MaiOTb oÖMipHi 
nocBtßHeHHfl, o<t>opMneHi 3ri/\HO npaßunaM, 3Bim»H*t0Tbc* Biß 
noBTOpHoro oöMiprosaHH« y nopTax iHUioI floroeipHoT Ctopohm. 
OÖHMcneHH« nopTOBHx 3öopiB BiflöyeaeTbCB Ha ochob! mmx 
flOKyMeHTIB. 

CTaTta 11 

OcoömctI nocBl^seHHii h/ibhIb exInaxclB 

1. KoXCHa 3 ßorOBipHMX CTOpiH BM3HBE BHrOTOB/ieHi 
KOMneTOHTHMMH yCTaHOBaMM iHUJOl flOrOBipHO? CTOpOHM 
ocoÖHCTi nocei/tHeHHn i naflae enacHMKaM 14 MX AoxyMeHTiB 
npasa, nepeAöaMeHi b CTarri 12. 

2. OcoÖHCTi nocBiAneHHfl pp* OeflepaTUBHoI PecnyÖniKM 
HiMBHHHHa e 3aK0pA0HHHM nacnopT aöo MopennaecbKa 
KHMXCKa, PJ\* yxpatHH - nOCBiA48HHR ocoöh Mopnxa 3riAH0 
CTarri 4 KoHBeHLjiT MOIl N 108. 

CTairfv 12 
B“?3A> TP8H3MT 

I nepeÖysaHHB h/whIb exinaxcy 

1. Ko>KHa floroßipHa CTOpOHa a°3bo/ib£ HnenaM exinaxcy 
cyAHa inuioT floroBipnot Ctopohm, Korpi e B/iacHMKaMM exa 
3aHMx y CTarri 11 ocoömctmx noceiA^eHb, cxoamtm Ha öeper 
npoT«roM ctobhkm y nopTy iHuiot floroBipwol Ctopohm 6e3 
ocbopM/ieHHfl A03Bony Ha nepeÖyBaHHn (bi3m) y ß\ppoB\ppocr\ 
pp hmhhmx b Kpami nepeÖyßaHHfl 33 koh i b Ta ihujmx BiAnoBiAHMX 
npaBMn Ta nepeöyBaTM b pan oh i nopToeoro MicTa. 

y TaKMX BMnaA»<ax HeoöxiAHi: 

- y OeAepaTMBHiM PecnyÖniqi HiMenHMHa - nocBiAHOHH« npo 
3BinbHeHH« Ha Öepir, 

- b yxpaiHi - TMMnacoBd nepenycTKa. 

2 . Ko*eH MneH exinaxcy, msiohm BKa 3 aHi y crarri 11 ocoöwctI 
nocBiAHeHHB, Mae npaBO nicna OAepx<aHHB A03Bony (Bi3M) Ha 
nepeöyBaHH« nepecixaTM TepMTopiio ihujoi florosipHOi 
Ctopohm y BMnaAKax: 

- 3 mctok) noBepneHH« AOAOwy; 

- nepet3Ay Ha iHiue cyAno aöo npnMyBaHHB Ha cboe cyAHo; 

- a T3K0>K 3 iHLUOKD MGTOK), BM3HBH0I0 3a POBa>KHy 
KOMneTOHTHMMM yCTaHOBaMM iHUiOi flOTOBipHO? CTOpOHM. 
BiAnoeiAHHM fl03Bin Ha nepeöysaHHfl (Bi3a) Mae ÖyTM 
BMAaHMM y nKOMora kopotkmm TepMiH. 

3. KoMneTeHTHi ycrraHOBM floroBipHMX CTopiH A aK5Tb po3B\n 
Ha nepeöyeaHHn, HeoöxiAHe pnn CTauionapHoro niKyaaHHn 
H/ieHoei eKina>Ky, AOCTaenenoro A° nixapHi Ha TepMTOpil 
OAHiel 3 floroßipHHX CTopiH. 

4. OöMABi floroeipHi Ctopohm aÖepiraiOTb 3a coökd npaao 
3a6opOHBTM b m T3a Ha cboio TepMTopiro nepconaM hoh rpaTa, 
nasiTb MKU40 i\\ ocoöm MaiOTb BKa3aHi y crarri 11 ocoÖMCTi 

flOCB i A l +6HHH • 

5. CnyjKÖoBAi A^nnoMaTMHHMX MiciM Ta KOHcynbCbKMx 
npeAcraBHMATB OAHieT florosipHol Ctopohm, a Taxox< xaniTaH i 
M/ieHM exinaxcy cyAeH qieT floroßipHoI Ctopohm MaiOTb npaeo, 
AOTpMMyioMMCb mmhhmx y pepnaal nepeöyeaHHR BiflnoBiAHHx 
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den einschlägigen Gesetzen und sonstigen Vorschriften miteinan¬ 
der in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthalt und die Ausreise von Ausländem unberührt. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei rn den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine Ha¬ 
varie, läuft es auf Grund oder gerät es in sonstiger Weise in 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den Besatzungsmitgliedem, den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 
Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen¬ 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder aufgegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags¬ 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 

(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen, 
Steuern und jeglichen anderen Abgaben, denen Ladung, Ausrü¬ 
stung, Materialien, Vorräte und anderes Schiffszubehör unterlie¬ 
gen ab, sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti¬ 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor¬ 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 

Artikel 14 

Gemischte Seeschiffahrtskommission 
und Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge¬ 
währleisten, wird eine Gemischte Seeschiffahrtskommission ge¬ 
bildet, die aus den zuständigen Seeschiffahrtsbehörden der Ver¬ 
tragsparteien sowie aus Vertretern der einschlägigen Wirtschafts¬ 
kreise und Experten besteht. 

(2) Diese Kommission behandelt Fragen von gemeinsamem 
Interesse, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

- der Gewährleistung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Ukraine; 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsunternehmen und der Schif¬ 
fe der Vertragsparteien, die im Seeverkehr zwischen den Ver¬ 
tragsparteien beschäftigt sind, und insbesondere im Zusam¬ 
menhang mit den Tätigkeiten, die sich aus der Anwendung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonfe¬ 
renzen ergeben; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungsgemä¬ 
ße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschiffahrtsunter¬ 
nehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemeh- 
men und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragspartei¬ 
en; 

- der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 

(3) Die Gemischte Seeschiffahrtskommission tritt auf Antrag 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung 
dieses Antrags zusammen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Grundsätze des 
beiderseitigen Vorteils und der nichtdiskriminierenden Behand- 


3aK0Hie Ta iHiunx npaßnn, 3ycTpiHaTnce i BCTyna™ y KOHTaKT 
OflHMX 3 OflHMM. 

6 . Bmne 3 a 3 HaseHi nonoweHH* ho nopyujyioTb npaenna 
floroßipHMx CTopiH ü\opp B"?3Ay, nepeÖyBaHwn Ta 
iH03eMH'lB. 

CTami 13 
npfetroßM Ha Mopi 

1. fl Klip CyflHO OßHiei floroeipHO? CTOpOHM 333H3£ B TepM- 
TOpianbHux BO^ax Ihiuoi floroßipHoT Ctopohm Kopaöe/ibHoT a- 
Bapil aöo noumoßxceHHn, cnfle Ha Mi/iHHy aöo noTpanvrrb 
BKMMCb HMHOM y Öifly Ha Mopi, TO yCTBHOBM qieT IHUUOI 
floroBipHoi Ctopohm 3aÖe3neMaTb KaniTanoBi, H/ienaM 
eKinaxcy. nacaxcupaM, a t3ko>k caMOMy cyßHy i eaHTa>Ky tskhm 
me aaxMCT i flonoMory, bk i cyßHaM niß b/ischmm npanopOM. 
BKaaaHi b 1-wy peneHHi npnrofln poacn inyeaTMMyTbcn ycTawo- 
BaMM flOrOBipHOi CTOpOHM, HaaBaHMMH OflHa OflHiM, BKU 40 iCHye 
rpOMa^cbKa aaMiKaeneHicTb, ane b ycnKOMy pa3i y TOMy 
BunaflKy, bku^o nifl nac Taxoi npMroßM TpancnopTHMM aaciö 
saTOHyB aöo öyB noKMHyTMM HanpM3Bonmne hm xTOCb 3arMHyB. 
Hac/iiflKM po3cniflyeaHHH 3a 3 MOtok> 6ypyrb noBi/jOM/iem 
H33BaHHMH yCTBHOBaMM iHUJOl florOßipHOI CTOpOHM 
BKHaMUJBHAlUe. 

2. floroeipHi Ctopohh He BHMaraTHMyTb y pa3i npHroßM Ha 
Mopi aöo aeapn cy^na onnaTw BBi3Horo mmts, noflaTKiB aöo 
öyßb-nKMx iHUJMx BißpaxyBaHb, bkmm ni^nnraroTb saHTaxc, 
ocHauteHHB, MaTepiann, aanacw Ta ihlui cyflHoei npunaAßfl, 
BKUtO Mi npeAMOTM He BMKOpHCTOByBaTMMyTbCfl i HB BMTpa- 
HaTMMyTbCB Ha TepMTOpil iHUiOl flOTOBipHO? CTOpOHM. 

3. Po3Ain 2 He BMK/iK>Ma£ 3acTocyBaH hh 3dKOHiB Ta iHUJMx 
npaBOBMX HOpM florOBipHMX CTopiH CTOCOBHO TMMMaCOBOrO 
CKna^ysaHHa Tosapie. 

CTarrn 14 

3MluiaHa komIcIh 3 MopcbKoro cyßHon/iaBCTBa 
I KOHcy/ibTauiT 

1.3 mstok) 3aöe3neM6HHB e4>eKTMBHO'i peani3aM'u Miel yroflM 
Öyße yTBopeHO 3MiujaHy KOMiciio 3 MopcbKoro cyßHonnaBCTBa, 
«Ka cK/iaflaTMMeTbcn 3 npeflCTaBHHKiB KOMneTeHTHMX ycTaHOB 
MopcbKoro TpancnopTy floroBipHMX CTopiH, npeflCTaBHMKiB 
BiflnoBiflanbHMX ßi/ioBHx Kin Ta excnepTiB. 

2. 14« KOMici« po3mnflaTMMe nMTaHH«, U 40 CTaHOB/WTb 
oöoni/ibHMM inTepec, 30KpeMa nuTaHH«, noB"n3aHi 3 

- cnpMBHHHM cnißpoöiTHMMTBy b rany3i MopcbKoro TpaHcnopTy 
Mi* (PeflepaTMBHOK) PecnyöniKOK) HiMenHMHa i yxpamoio; 

- flinjibHicTK) ninnpM£MCTB MopcbKoro TpaHcnopTy i cyßeH flo- 
rOBipHMX CTOpiH, 3a^iBHMX y MOpCbKOMy cno/iyneHHi M\m 
flOrOBipHMMM CTOpOHaMM, 30Kp6Ma y 3B“B3Ky 3 flinnbHiCTK), 
KOTpa BMn/iMBae i3 3acTocy bbhh n Kohb6hmh npo koabkc 
noeeAiHKM na niHiMHMx KOHCpepeHMmx; 

- flOTpMMaHHBM ycix yMOB npaBM/lbHOrO BMKOHaHHB MOpCbKMX 
nepeB63BHb nißnpM£MCTBaMM MopcbKoro TpaHcnopTy kojkho? 
flOTOBipHOI CTOpOHM; 

- flBOCTOpOHH i MM K0HCy/lbT3Mi RMM niflnpMEMCTB i yCTBHOB 
MopcbKoro TpaHcnopTy oöox floroBipHMX CTopin; 

- nariflHMM B/iauiTyBaHHBM cynepenoK am ßo tmx, U 40 
cTocyioTbcn T/iyMaHeHH« Miel yroßM. 

3. 3MiuiaHa KOMicin 3 MopcbKoro cyflHonnaBCTBa 3ÖMpa£Tbcn 
Ha BMMory o^HiEi 3 floroeipHMX CTopiH He ni3Hiiue Tpbox 
MicHMiB Bin aha noßaHHB 3aflBM. 

4. OömabI floroeipHi Ctopohm 3o6oB"H3y»OTbCfl 
AOTpMMyßaTMcn npMHMMnis B3a£MHoi‘ BMroßM Ta 




3528 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil II 


lung der Seeschiffahrtsuntemehmen und Schiffe beider Vertrags¬ 
parteien zu beachten. 

Artikel 15 

Technische Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder, alle mögli¬ 
chen Formen der Zusammenarbeit, insbesondere in der Ausbil¬ 
dung von Fachleuten und in technischen Fragen, wie beim Aufbau 
einer Klassifikationsgesellschaft in der Ukraine zu suchen und zu 
entwickeln. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Vertrags¬ 
parteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen inner¬ 
staatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkom¬ 
mens erfüllt sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des 
Eingangs der letzten Notifikation angesehen. 

Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos¬ 
sen. 

(2) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch Notifikation ge¬ 
kündigt werden. 


Geschehen zu Kiew am 10. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


HeflMCKpMM i waqi mhoto CTaeneHHa pp ni/yipM£MCTB MopCbKoro 
TpaHcnopTy i cyßeH o6ox floroBipHwx Oropin. 

CT8TTO 15 

TeXHiHHS CniBpoblTHMIfTBO 

OÖmabi floroeipHi Ctopohm 3aoxowyBaTMMyTb naponnaecTBa 
Ta ycraHOBM oöox Kpai h, npwH8THi pp cyflHonnaBCTBa, uiyKaTM { 
p03BMBaxM Bei mojk/imb! 4x>pmh cniBnpaqi, aoKpeMa b 
niAroTOBLtt Käppis i BvipiLijeHHi TexHiHHMX mrraHb, tbkmx «k 
CTBOpeHH» Knacw0iKaMiMHoT cni/iKM b yxpaTm. 


CTarrn 16 

Haöyrni hmhhoctI yrogM 

L|n Yroßa Haöyßae hmhhoctI y tom flewb, ko/ih floroeipni 

CTOpOHM OÖMiHWOTbCfl HOTHMM HpO T6, Wp BHKOHSHO BCi 
BHyTpi^epxcaBHi nepe^yMOBM, MeoÖxiflHi pnn Haöyrra hmhhoctI 
Miel YroAM. Ah6m Haöyrro hmhhoctI BBaxoTMMeTbcn fleHb 
HaAxoßxceHHfl ocTaHHboT hotm. 

CTarrn 17 

CrpoK pfli Ta po3lpB8HHH YroAM 

1. Up Yrofla yKna^aeTbcn Ha h6o6m6)K6hhm crrpOK. 

2. L(n Yrofla mokb öyTM po3ipBaHa koxchok> CTOpOHOto 3 
pppepwaHHnu luecTMMicflHHoro TepMiwy nonepe/pKBHHn 
ui/inxoM HOTMCpiKaMiT. 


VKnappm y m. KneBi 10 nepBHn 1993 p. y #box npMMipHMKax, 
KOKOH HiMeqbKOK) i yKpalHCbKOK) MOB3MH, flpMHOMy OÖMflBa 
T8KCTM MaiOTb OflHaKOBy CM/ty. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a yp*A 4>©AöpaTMBHol PecnyöniKM HiMenMMHa 
Matthias Wissmann 
T rümpf 

Für die Regierung der Ukraine 
3a ypflß yxpalHM 
O. D. Klimpusch 
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Dreiundsechzigste Verordnung 
zur Änderung der Zolltarifverordnung 
(Besondere Zollsätze 1995 gegenüber Rumänien - EGKS) 

Vom 7. Oktober 1994 

Auf Grund des § 6 Abs. 3 Nr. 1 des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezem¬ 
ber 1992 (BGBl. I S. 2125,1993 I S. 2493) verordnet das Bundesministerium der 
Finanzen: 


Artikel 1 

In der Anlage zu § 1 der Zolltarifverordnung vom 24. September 1986 (BGBl. II 
S. 896), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. März 1994 
(BGBl. II S. 374), erhalten im Abschnitt „Besondere Zollsätze gegenüber Rumä¬ 
nien - EGKS“ die Codenummern 7201 1011 bis 7302 9010 die aus der Anlage 
ersichtliche Fassung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 


Bonn, den 7. Oktober 1994 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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Anlage 

(zu Artikel 1) 


Codenummer 

Zollsatz % 

Codenummer 

Zollsatz % 

1 

2 

1 

2 

7201 1011 

1.3 

7208 1291 

1.8 

7201 1019 

1.3 

7208 1295 

1.8 

7201 1030 

1.3 

7208 1298 

1.8 

7201 1090 

1.3 

7208 1310 

1.5 

7201 2000 

1.6 

7208 1391 

1.8 

7201 3010 

frei 

7208 1395 

1.8 

7201 3090 

1.3 

7208 1398 

1.8 

7201 4000 

1,3 

7208 1410 

1,5 

7202 1120 

1.6 

7208 1491 

1.8 

7202 1180 

1,6 

7208 1499 

1,8 

7202 9911 

1,6 

7208 2110 

1,8 

7203 1000 

1*) 

7208 2190 

1.8 

7203 9000 

1.3 

7208 2210 

1,5 

7204 1000 

frei 

7208 2291 

1,8 

7204 2110 

frei 

7208 2295 

1,8 

7204 2190 

frei 

7208 2298 

1,8 

7204 2900 

frei 

7208 2310 

1,5 

7204 3000 

frei 

7208 2391 

1,8 

7204 4110 

frei 

7208 2395 

1,8 

7204 4191 

frei 

7208 2398 

1,8 

7204 4199 

frei 

7208 2410 

1.5 

7204 4910 

frei 

7208 2491 

1,8 

7204 4930 

frei 

7208 2499 

1,8 

7204 4991 

frei 

7208 3100 

1,8 

7204 4999 

frei 

7208 3210 

2 

7204 5010 

frei 

7208 3230 

2 

7204 5090 

1 

7208 3251 

2 

7206 1000 

1 

7208 3259 

2 

7206 9000 

1 

7208 3291 

2 

72071111 

1.3 

7208 3299 

2 

7207 1114 

1.3 

7208 3310 

2 

72071116 

1.3 

7208 3391 

2 

7207 1210 

1.3 

7208 3399 

2 

7207 1911 

2.4 

7208 3410 

2 

7207 1914 

1.8 

7208 3490 

2 

7207 1916 

1.8 

7208 3510 

2 

7207 1931 

1.8 

7208 3590 

1,8 

7207 2011 

1.3 

7208 4100 

1,8 

7207 2015 

1,3 

7208 4210 

2 

7207 2017 

1.3 

7208 4230 

2 

7207 2032 

1.3 

7208 4251 

2 

7207 2051 

2.4 

7208 4259 

2 

7207 2055 

1.8 

7208 4291 

2 

7207 2057 

1.8 

7208 4299 

2 

7207 2071 

1.8 

7208 4310 

2 

7208 1100 

1.8 

7208 4391 

2 

7208 1210 

1.5 

7208 4399 

i 

2 

*) Dieser Zollsatz ist bis auf weiteres vollständig ausgesetzt. 

7208 4410 

2 
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Codenummer 

Zollsatz % 

Codenummer 

Zollsatz % 

1 

2 

1 

2 

7208 4490 

2 

7211 1100 

1.8 

7208 4510 

2 

7211 1210 

1.8 

7208 4590 

1.8 

7211 1290 

2,1 

7208 9010 

2 

7211 1910 

1.8 

7209 1100 

2 

7211 1991 

2,1 

7209 1210 

2 

7211 1999 

2,1 

7209 1290 

1.8 

7211 2100 

1.8 

7209 1310 

2 

7211 2210 

1.8 

7209 1390 

2,1 

7211 2290 

2,1 

7209 1410 

2 

7211 2910 

1.8 

7209 1490 

2,1 

7211 2991 

2,1 

7209 2100 

2 

7211 2999 

2,1 

7209 2210 

2 

7211 3010 

2 

7209 2290 

1.8 

7211 4110 

2 

7209 2310 

2 

7211 4191 

2,1 

7209 2390 

2,1 

7211 4910 

2 

7209 2410 

2 

7211 9011 

2 

7209 2491 

2,1 

7212 1010 

2 

7209 2499 

2,1 

7212 1091 

2 

7209 3100 

2 

7212 2111 

2,1 

7209 3210 

7209 3290 

7209 3310 

2 

1,8 

2 

7212 2911 

7212 3011 

7212 4010 

7212 4091 

2,1 

2,1 

2 

2 

7209 3390 

7209 3410 

7209 3490 

7209 4100 

7209 4210 

2,1 

2 

2,1 

2 

2 

7212 5031 

7212 5051 

7212 6011 

7212 6091 

7213 1000 

2,1 

2 

2 

2 

2 

7209 4290 

1.8 

7213 2000 

2,4 

7209 4310 

2 

7213 3120 

2 

7209 4390 

2.1 

7213 3181 

2 

7209 4410 

2 

7213 3189 

2 

7209 4490 

2,1 

7213 3910 

2 

7209 9010 

2 

7213 3990 

2 

7210 1110 

2 

7213 4100 

2 

7210 1211 

2 

7213 4900 

2 

7210 1219 

2 

7213 5020 

2 

7210 2010 

2 

7213 5081 

2 

7210 3110 

2,1 

7213 5089 

2 

7210 3910 

2,1 

7214 2000 

1.8 

72104110 

2,1 

7214 3000 

2,4 

7210 4910 

2,1 

7214 4010 

1.8 

7210 5010 

2 

7214 4020 

1.8 

7210 6011 

2 

7214 4051 

1.8 

7210 6019 

2 

7214 4059 

1.8 

7210 7031 

2 

7214 4080 

1.8 

7210 7039 

2 

7214 5010 

1.8 

7210 9031 

2 

7214 5031 

1,8 

7210 9033 

2 

7214 5039 

1.8 

7210 9035 

2 

7214 5090 

1.8 

7210 9039 

2 

7214 6000 

1.8 
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Codenummer 

Zollsatz % 

Codenummer 

Zollsatz % 

1 

2 

1 

2 

7215 9010 

1,5 

7219 3590 

2,4 

7216 1000 

1,8 

7219 9011 

2,4 

7216 2100 

1,8 

7219 9019 

2,4 

7216 2200 

1.8 

7220 1100 

2,4 

7216 3111 

1,8 

7220 1200 

2,4 

7216 3119 

1,8 

7220 2010 

2,4 

7216 3191 

1.8 

7220 9011 

2,4 

7216 3199 

1.8 

7220 9031 

2,4 

7216 3211 

1.8 

7221 0010 

2,4 

7216 3219 

1,8 

7221 0090 

2,4 

7216 3291 

1.8 

7222 1011 

2,4 

7216 3299 

1.8 

7222 1019 

2,4 

7216 3310 

1.8 

7222 1021 

2,4 

7216 3390 

1.8 

7222 1029 

2,4 

7216 4010 

1.8 

7222 1031 

2,4 

7216 4090 

1.8 

7222 1039 

2,4 

7216 5010 

1,8 

7222 1081 

2,4 

7216 5091 

1,8 

7222 1089 

2,4 

7216 5099 

1,8 

7222 3010 

2 

7216 9010 

1.5 

7222 4011 

2,4 

7218 1000 

1 

7222 4019 

2,4 

7218 9011 

1,3 

7222 4030 

2 

7218 9013 

1,3 

7224 1000 

1 

7218 9015 

1.3 

7224 9001 

1,3 

7218 9019 

1,3 

7224 9005 

1,3 

7218 9050 

2,4 

7224 9008 

1,3 

7219 1110 

2,4 

7224 9015 

1,3 

7219 1190 

2,4 

7224 9031 

2,4 

7219 1210 

2,4 

7224 9039 

2,4 

7219 1290 

2,4 

7225 1010 

2,4 

7219 1310 

2,4 

7225 1091 

2,4 

7219 1390 

2,4 

7225 1099 

2,4 

7219 1410 

2,4 

7225 2020 

2,4 

7219 1490 

2.4 

7225 3000 

2,4 

7219 2111 

2,4 

7225 4010 

2,4 

7219 2119 

2,4 

7225 4030 

2,4 

7219 2190 

2,4 

7225 4050 

2,4 

7219 2210 

2,4 

7225 4070 

2,4 

7219 2290 

2,4 

7225 4090 

2,4 

7219 2310 

2,4 

7225 5010 

2,4 

7219 2390 

2,4 

7225 5090 

2,4 

7219 2410 

2,4 

7225 9010 

2,4 

7219 2490 

2,4 

7226 1010 

2,4 

7219 3110 

2,4 

7226 1031 

2,4 

7219 3190 

2,4 

7226 1039 

2,4 

7219 3210 

2,4 

7226 2020 

2,4 

7219 3290 

2,4 

7226 9110 

2,4 

7219 3310 

2,4 

7226 9190 

2,4 

7219 3390 

2,4 

7226 9210 

2,4 

7219 3410 

2,4 

7226 9920 

2,4 

7219 3490 

2,4 

7227 1000 

2,4 

7219 3510 

2,4 

7227 2000 

2,4 
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Codenummer 

Zollsatz % 

1 

2 

7227 9010 

2,4 

7227 9031 

2,4 

7227 9050 

2,4 

7227 9070 

2,4 

7228 1010 

2,4 

7228 1030 

2 

7228 2011 

2,4 

7228 2019 

2,4 

7228 2030 

2 

7228 3020 

2,4 

7228 3041 

2,4 

7228 3049 

2,4 

7228 3061 

2,4 

7228 3069 

2,4 


Codenummer 

Zollsatz % 

1 

2 

7228 3070 

2,4 

7228 3089 

2,4 

7228 6010 

2 

7228 7010 

2,4 

7228 7031 

2 

7228 8010 

2,4 

7228 8090 

1,5 

7301 1000 

1,8 

73021031 

1,8 

7302 1039 

1,8 

7302 1090 

1 

7302 2000 

1,5 

7302 4010 

1,5 

7302 9010 

1,5 
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Verordnung 
über die Inkraftsetzung 

einer Änderung der Anlage B des Vertrags vom 11. September 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Spanischen Staat 
über den Schutz von Herkunftsangaben, 
Ursprungsbezeichnungen und anderen geographischen Bezeichnungen 

Vom 10. Oktober 1994 

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. September 
1970 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über 
den Schutz von Herkunftsangaben, Ursprungsbezeichnungen und anderen geo¬ 
graphischen Bezeichnungen vom 3. März 1972 (BGBl. 1972 II S. 109) verordnet 
das Bundesministerium der Justiz: 


§1 

Durch Notenwechsel vom 29. März 1993 und 15. Februar 1994 gemäß Artikel 9 
des Vertrags vom 11. September 1970 zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und dem Spanischen Staat über den Schutz von Herkunftsangaben, Ur¬ 
sprungsbezeichnungen und anderen geographischen Bezeichnungen sind im 
Abschnitt VII der Anlage B des Vertrags die Worte „Perlas de Manacor o de 
Mallorca* 4 durch die Worte „Perlas de las Isias Baleares“ ersetzt worden. Diese 
Änderung wird hiermit in Kraft gesetzt. 


§2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem die Änderung der 
Anlage B des Vertrags in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem die Änderung der 
Anlage B des Vertrags außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 10. Oktober 1994 


Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
und des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

Vom 15. September 1994 
I. 

Das Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
(BGBl. 1953 II S. 559) ist nach seinem Artikel 43 Abs. 2 für 

Dominica am 18. Mai 1994 

nach Maßgabe der bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde abgegebenen Er¬ 
klärung, wonach Dominica nach Artikel 1 Abschnitt B Abs. 1 des Abkommens 
die in Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte 

(Übersetzung) 

“events occurring betöre „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 

1 January 1951” eingetreten sind“ 

in dem Sinne versteht» daß es sich um 

(Übersetzung) 

“events occurring in Europe or „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in 

elsewhere betöre 1 January 1951" Europa oder anderswo eingetreten sind“ 

handelt, 

in Kraft getreten. 

Ferner hat die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien dem Gene¬ 
ralsekretär der Vereinten Nationen am 18. Januar 1994 notifiziert, daß sie sich als 
einer der Rechtsnachfolge^ des ehemaligen Jugoslawien mit Wirkung vom 
17. September 1991, dem Tag der Erlangung ihrer Unabhängigkeit, als durch das 
Abkommen gebunden betrachtet. 


Das Protokoll vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
(BGBl. 1969 II S. 1293) ist nach seinem Artikel VIII Abs. 2 für 

Dominica am 17. Februar 1994 

in Kraft getreten. 

Ferner hat die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien dem Gene¬ 
ralsekretär der Vereinten Nationen am 18. Januar 1994 notifiziert, daß sie sich als 
einer der Rechtsnachfolger des ehemaligen Jugoslawien mit Wirkung vom 

17. September 1991, dem Tag der Erlangung ihrer Unabhängigkeit, als durch das 
Protokoll gebunden betrachtet. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
16. Februar 1961 (BGBl. II S. 140), vom 14. April 1970 (BGBl. II S. 194) und vom 

18. April 1994 (BGBl. II S. 629). 


Bonn, den 15. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst 

Vom 15. September 1994 

Die Berner Übereinkunft vom 9. September 1886 zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst in der in Paris am 24. Juli 1971 beschlossenen Fassung 
(BGBl. 1973IIS. 1069; 1985IIS. 81) ist nach ihrem Artikel 29 Abs. 2 Buchstabe a 
für folgende Staaten in Kraft getreten: 


Albanien 

am 

6. März 1994 

El Salvador 

am 

19. Februar 1994 

Jamaika 

am 

1. Januar 1994 

Tansania 

am 

25. Juli 1994 


mit der bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde abgegebenen Erklärung, wo¬ 
nach Jamaika und Tansania gemäß Artikel I des Anhangs zu dieser Über¬ 
einkunft die in Artikel II und III des Anhangs vorgesehenen Befugnisse in 
Anspruch nehmen. Tansania hat außerdem eine Erklärung nach Artikel 33 
Abs. 2 der in Paris beschlossenen Fassung der Übereinkunft abgegeben. 

Die Übereinkunft in der in Paris beschlossenen Fassung wird nach ihrem Arti¬ 
kel 29 Abs. 2 Buchstabe a für 

Estland 

Guyana 

in Kraft treten. 

Die Artikel 1 bis 21 und der Anhang der in Paris beschlossenen Fassung der 
Übereinkunft treten nach ihrem Artikel 28 Abs. 2 Buchstabe a für 

Polen am 22. Oktober 1994 

in Kraft. 

Bosnien-Herzegowina hat dem Generalsekretär der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum die Weiteranwendung der Übereinkunft in der in 
Paris beschlossenen Fassung notifiziert. 

B u I g a r i e n hat dem Generaldirektor der Weltorganisation für geistiges Eigen¬ 
tum am 3. Mai 1994 die Rücknahme seiner bei Hinterlegung der Beitritts¬ 
urkunde am 4. September 1974 abgegebenen Erklärung nach Artikel 33 Abs. 2 
der in Paris beschlossenen Fassung der Übereinkunft notifiziert. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
4. Dezember 1974 (BGBl. II S. 1395), 10. Juli 1975 (BGBl. II S. 1119), 20. Sep¬ 
tember 1990 (BGBl. II S. 1346) und 2. Mai 1994 (BGBl. II S. 774). 


am 26. Oktober 1994 
am 25. Oktober 1994 


Bonn, den 15. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Übereinkommens 
zwischen den Regierungen des Königreichs Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, 

des Königreichs der Niederlande und der Republik Polen 
betreffend die Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt 

Vom 16. September 1994 

Das in Brüssel am 29. März 1991 Unterzeichnete Übereinkommen zwischen 
den Regierungen des Königreichs Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, der Italienischen Republik, des Großherzogtums 
Luxemburg, des Königreichs der Niederlande und der Republik Polen betreffend 
die Rückübemahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt (BGBl. 1993 II 
S. 1099) ist nach seinem Artikel 6 Abs. 3 für 

Deutschland am 1. Mai 1991 

in Kraft getreten. 

Das Übereinkommen ist ferner am 1. Mai 1991 in Kraft getreten für 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Polen. 

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 6 Abs. 4 weiterhin in Kraft 
getreten für die 

Niederlande (nur für das Königreich in Europa) am 1. Juli 1994 

Ferner ist das Übereinkommen gemäß seinem Artikel 7 Abs. 3 für 

Spanien am 1. Januar 1993 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
9. Juli 1993 (BGBl. II S. 1099), die hiermit insoweit ergänzt wird. 


Bonn, den 16. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 

Vom 16. September 1994 

I. 

Das Europäische Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die 
Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses (BGBl. 1990 II S. 206, 220) ist nach 
seinem Artikel 22 Abs. 2 für 

Finnland am 1. August 1994 

in Kraft getreten. 

Finnland hat bei Hinterlegung seiner Annahmeurkunde die folgenden Vor- 
behalte angebracht und die nachstehende Erklärung abgegeben: 

(Übersetzung) 

Reservations Vorbehalte 

“Finland declares, according to Article 27 «Finnland erklärt nach Artikel 27 und Arti- 

and Article 6, paragraph 3 of the Conven- kel 6 Absatz 3 des Übereinkommens, daß 

tion, that it reserves the right to accept only es sich das Recht vorbehält nur Mittei- 

communications made in English or accom- lungen anzunehmen, die in englischer 

panied by a translation into English. Sprache abgefaßt oder von einer Überset¬ 

zung in die englische Sprache begleitet 
sind. 

Finland declares, according to Article 27 Finnland erklärt nach den Artikeln 27 und 17 

and Article 17 of the Convention, that in des Übereinkommens, daß in den von den 

cases covered by Articles 8 and 9 of the Artikeln 8 und 9 des Übereinkommens er- 

Convention recognition and enforcement of faßten Fällen die Anerkennung und Voll- 

decisions relating to custody may be re- Streckung von Sorgerechtsentscheidungen 

fused on any of the grounds mentioned in aus jedem der in Artikel 10 genannten 

Article 10” Gründe versagt werden kann.“ 

Declaration Erklärung 

“Finland declares, according to Article 20, «Finnland erklärt nach Artikel 20 Absatz 2, 

Paragraph 2, that agreements between the daß Übereinkünfte zwischen den Nor- 

Nordic countries relating to recognition and dischen Ländern betreffend die Anerken- 

enforcement of decisions conceming custo- nung und Vollstreckung von Entscheidun¬ 
dy of children will be applied between the gen über das Sorgerecht für Kinder zwi- 

Nordic countries in place of this Conven- sehen den Nordischen Ländern anstelle 

tion.” dieses Übereinkommens angewendet 

werden.“ 

Die Anschrift der zentralen Behörde Finnlands (nach Artikel 2 Abs. 1 des 
Übereinkommens) lautet: 

Ministry of Justice 
Eteläesplanadi 10 
P.O. Box 1 
FIN-00131 Helsinki 
Tel.: +358-0-18251 
Fax: +358-0-1825224. 
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II. 

Nach einer Mitteilung des Generalsekretariats des Europarats lautet die An¬ 
schrift der zentralen Behörde Frankreichs nach Artikel 2 Abs. 1 des Über¬ 
einkommens wie folgt (vgl. die Bekanntmachung vom 19. Dezember 1990, 
BGBl. 1991 II S. 392): 

Mtnistäre de la Justice 

Service des Affaires Europäennes et Internationales 
Bureau du droit international et de l’entraide judiciaire 
internationale en matiäre civile et commerciale (L 1) 

13 Place Vendöme - 75042 Paris 
Tel.: (1) 44 86 14 66. 

Die Anschrift der zentralen Behörde Spaniens nach Artikel 2 Abs. 1 des 
Übereinkommens lautet wie folgt (vgl. die Bekanntmachungen vom 19. Dezember 
1990, BGBl. 1991 II S. 392 und vom 28. März 1991, BGBl. II S. 668): 

Secretaria General Töcnica 
Ministerio de Justicia e Inferior 
Madrid 
Spain. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
20. Juli 1993 (BGBl. II S. 1274). 


Bonn, den 16. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches 

Vom 22. September 1994 

Das Übereinkommen vom 22. Juli 1964 über die Aus¬ 
arbeitung eines Europäischen Arzneibuches (BGBl. 1973 II 
S. 701), revidiert durch das Protokoll vom 16. November 
1989 (BGBl. 1993 II S. 15), ist nach seinem Artikel 12 
Abs. 3 und 4 für die 

Europäische Gemeinschaft am 22. September 1994 
in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Be¬ 
kanntmachung vom 6. Mai 1994 (BGBl. II S. 754). 


Bonn, den 22. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
über die Hauptstraßen des internationalen Verkehrs (AGR) 

Vom 23. September 1994 

Kroatien hat dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen am 2. Februar 1994 seine Rechtsnach¬ 
folge zu dem Europäischen Übereinkommen vom 
15. November 1975 über die Hauptstraßen des internatio¬ 
nalen Verkehrs (AGR) - BGBl. 1983 II S. 245; 1985 II 
S. 53; 1988 II S. 379 - notifiziert. Dementsprechend ist 
Kroatien mit Wirkung vom 8. Oktober 1991, dem Tag der 
Erlangung seiner Unabhängigkeit, Vertragspartei dieses 
Übereinkommens geworden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 12. November 1993 (BGBl. 1994 II 
S. 294). 


Bonn, den 23. September 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 








